
Nachdem das Abstimmungs-Desa-
ster bei der Wahl von Christine

Lieberknecht als Thüringer CDU-Mi-
nisterpräsidentin am 30. Oktober deut-
lich gemacht hat, dass das „SystemAlt-
haus“ offenbar fortbesteht, geht es nun
am 4. November (nach Redaktions-
schluss) mit der Vereidigung der Mit-
glieder der schwarz-rosa Landesregie-
rung weiter.

Die CDU-SPD-Koalition nimmt ihre
Arbeit auf der Basis eines Vertrages
auf, den DIE LINKE als einen Stag-
nations- und Unterlassungsvertrag be-
zeichnet hat. Er lasse eineVielzahl drin-
gender Fragen nach wie vor unbeant-
wortet. „Massive Probleme in den Be-
reichen Soziales, Bildung, Kommunal-
abgaben werden nicht gelöst und die
lange überfällige Funktional- und Ge-
bietsreform schiebt man weiter auf die
lange Bank. Der Vertrag wird der Not-
wendigkeit einer neuen Politik nicht ge-
recht und ignoriert die Anforderungen
der Zeit“, sagte Bodo Ramelow, desi-
gnierter Vorsitzender der Fraktion DIE
LINKE im Thüringer Landtag, nachdem
CDU und SPD ihren Koalitionsvertrag
öffentlich vorgestellt hatten.

Fortbestehen schwarzer
Traurigkeit mit rosa Anstrich

„Alles, was die SPD nun als ver-
meintlichen Erfolg verkauft, wäre bei
Rot-Rot-Grün als Mindestvorhaben im
Kleingedruckten ohne jegliche Ver-
handlung realisiert worden. Sie hat aus
reiner Postengier die Chance auf einen
Politikwechsel verspielt. Für eine hand-
voll Posten wurde der Politikwechsel
verkauft“, so Ramelow weiter.

Die SPD akzeptiert das Fortbestehen
eines konservativen auf Ausgrenzung
setzenden, ungerechten Schulsystems.
Eine Funktional- und Gebietsreform mit
mehr Bürgernähe wird es vorerst nicht
geben, obwohl gerade dieses ein zen-
trales Thema der SPD in den vergan-
genen fünf Jahren und im Wahlkampf
gewesen ist. Es wurde vereinbart, dass
durch Gutachter geprüft werden soll,
welche finanziellen Einspareffekte im
Zusammenhang mit einer solchen Re-
form für das Land und die Kommunen
erwartet werden können. „Diese Prüf-
vereinbarung ist erstaunlich, hatte
doch die SPD durch den Finanzwis-
senschaftler Prof. Seitz in einer Studie
ausrechnen lassen, dass rund 200 Mio.
Euro eingespart werden könnten“, be-
tonte Bodo Ramelow.Auch bei der Ein-
lösung des SPD-Versprechens einer

Für eine handvoll Posten wurde
der Politikwechsel verkauft
CDU-SPD-Koalition nimmt mit Stagnations- und Unterlassungsvertrag Arbeit auf

besseren Familienpolitik bleiben Vor-
haben im Nebulösen. Ob die 2000 zu-
sätzlichen Erzieherinnen-Stellen wirk-
lich geschaffen werden, sei imVertrags-
text keine harte Vereinbarung.

„Da die Versprechen mit einem Fi-
nanzvorbehalt versehen sind und ein
ehrlicher Kassensturz ausgeblieben

ist, sindVorhaben reine Makulatur und
sichern das Fortbestehen schwarzer
Traurigkeit mit einem rosa SPD-An-
strich. Bleibt diese Koalition, sind dies
fünf verlorene Jahre für Bürgerinnen
und Bürger in Thüringen“, erklärte der
Oppositionsführer der LINKEN.

Mogelpackungen,
Absichtserklärungen
undAllgemeinplätze

„Die viel zu frühe Trennung der Kin-
der nach Klasse 4 in unterschiedliche
Schularten wird auch unter Regie-
rungsbeteiligung der SPD traurige Rea-
lität in Thüringen bleiben. Wer länge-
res gemeinsames Lernen für alle Schü-
lerinnen und Schüler fordert, aber zu-
künftig weiterhin an den Gymnasien
ab Klasse 5 festhält, nimmt sich selbst
nicht ernst und hat die Wähler bewusst
betrogen“, sagte die Bildungspoliti-
kerin der LINKEN Michaele Sojka.

Es sei eine reine Mogelpackung, was
die SPD als Politikwechsel im Bil-
dungsbereich glaubhaft machen will.
Mit ihrem Modell einer freiwillig zu er-
richtenden Gemeinschaftsschule von
Klasse 5 bis 10 soll umgesetzt werden,
was im Thüringer Schulgesetz bereits

seit Jahren verankert ist. Dass die SPD
sich auch perspektivisch von einem
längeren gemeinsamen Lernen verab-
schiedet hat, zeige die fehlende Bereit-
schaft der Koalition, die Lehrerausbil-
dung grundsätzlich zu reformieren.
„Entgegen des SPD-Wahlversprechens
wird weiterhin an der schulartbezo-

genen Lehrerausbildung in Thüringen
festgehalten“, betonte Michaele Sojka.

„Der Koalitionsvertrag wird denAn-
forderungen nicht gerecht, auch wenn
er deklaratorisch über das hinausgeht,
was für die Stagnationszeit der CDU-
Alleinregierung typisch war“, sagte
die Arbeitsmarktpolitikerin der LIN-
KEN Ina Leukefeld und kritisierte: „Der
Vertrag bezieht sich fast ausschließ-
lich auf die fatale Wachstumsideologie,
die überhaupt erst zur Finanz- und Wirt-
schaftskrise geführt hat. Es wird nur
die Wiedereingliederung von Arbeits-
suchenden in den ersten Arbeitsmarkt
thematisiert. Mit einem Landesarbeits-
marktprogramm muss aber auch der
Nonprofit-Sektor gestärkt werden.“

„Statt Allgemeinplätzen und Ab-
sichtserklärungen sind konkrete Aus-
sagen zur Gestaltung der Thüringer
Kulturlandschaft notwendig“, hatte
die Kulturpolitikerin der LINKEN, Dr.
Birgit Klaubert, angemahnt.Viele drän-
gende Fragen blieben unbeantwortet:
„Warum sagt man nicht konkret, in
welcher Höhe die künftige Förderung
der Thüringer Museen erfolgen wird
und in welchem Umfang das Projekt-
managerprogramm aufgestockt wer-
den soll? Oder wie wird die Existenz

der Thüringer Symphoniker Saalfeld-
Rudolstadt über das Jahr 2012 hinaus
gesichert? Wird es ein Musik- und
Kunstschulgesetz geben? Wird das
vorhandene Bibliotheksrechtsgesetz
novelliert und werden die Geburtsfeh-
ler „freiwillige Aufgabe und fehlende
Finanzierung“ endlich korrigiert? „Herr
Matschie mag alles für ein politisches
Schauspiel halten, in dem er eine mitt-
lere Rolle ergattert hat. Es sind keine
gutenVorzeichen für eine grundlegend
andere neue Kulturpolitik im kultur-
reichen Land Thüringen“, sagte Birgit
Klaubert.

Frau Lieberknecht soll in
Karlsruhe aktiv werden

Da die steuerpolitischen Pläne der
neuen Bundesregierung mit jährlich
400 Millionen Euro im Landeshaushalt
und 80 Millionen Euro in den kommu-
nalen Haushalten negativ zu Buche
schlagen, hat Bodo RamelowAlarm ge-
schlagen und auf den erhöhten Hand-
lungsbedarf der Thüringer Landesre-
gierung hingewiesen. „Nur im Bundes-
rat Nein zu sagen, reicht nicht aus! Bei
dieser Größenordnung verlange ich
von Frau Lieberknecht, dass sie in
Karlsruhe aktiv wird und gemeinsam
mit dem Land Berlin um eine Steuer-
einnahmen-Garantie kämpft.“

DIE LINKE im Landtag rechnet im
Haushaltsjahr 2010 mit 700 Millionen
Euro Einnahmeausfällen im Landes-
haushalt. Davon seien 200 Millionen
auf Beschlüsse der alten Bundesregie-
rung zurückzuführen und 500 Millio-
nen eine Folge der Krise.

Bodo Ramelow kritisierte, dass die
aktuellen schwarz-gelben Steuerge-
schenke zu Lasten der Länder und
Kommunen gehen. „Als ob ein 700-Mil-
lionen-Loch nicht groß genug wäre,
sollen dem Land Thüringen im Jahr
2010 weitere 80 Millionen und ab 2011
sogar 400 Millionen Euro zusätzlich
weggenommen werden.“

Die Thüringer Kommunen, die durch
die Krise ohnehin Verluste in Höhe
von 100 Mio. Euro jährlich zu verkraf-
ten hätten, würden durch die neue
Bundesregierung zunächst um weite-
re 40 Mio. und dann pro Jahr um 80
Mio. geschröpft.

Angesichts dieser Dimension der zu
erwartenden Haushaltsprobleme sei es
nötig, bereits jetzt Widerstand zu lei-
sten. „Da reicht es eben nicht aus, wenn
eine Ministerpräsidentin lediglich im
Bundesrat ‚Nein’ sagt. Jetzt muss man
so handeln wie der Berliner Finanzse-
nator, der bereits einen Gang zum Bun-
desverfassungsgericht angekündigt
hat, falls die Einnahmesubstanz seines
Landes weiter zerstört wird. In dieser
Situation wäre es durchaus sinnvoll,
dass die Bundesländer so etwas wie
eine Einnahmen-Garantie erstreiten“,
schlug Bodo Ramelow vor.

Am 30. Oktober im Thüringer Landtag: „Ministerpräsidentinnen-Wahl mit
Hindernissen“. Im Foto (von hinten) Christine Lieberknecht auf ihrem
(Regierungs-)Platz unmittelbar nachdem sie es im dritten Wahlgang doch
noch geschafft hatte. Ihr gegenüber die Fraktion DIE LINKE.
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K URZ UND PRÄGNANT

Ausgehend von den aktuell
120.500 Arbeitslosen in Thüringen
mit einem wachsenden hohen An-
teil von Langzeitarbeitslosen weist
MdL Ina Leukefeld auf den bevor-
stehendenAnstieg derArbeitslosen-
zahlen durch das Auslaufen der
Kurzarbeiterregelung hin. Darauf
müsse die Landespolitik eine Ant-
wort haben. Für die laut Koalitions-
vertrag „wichtigste Aufgabe der
nächsten Jahre“, die Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit, werde jedoch
vorallemUnkonkretesmitgeteilt.Der
Vertrag beziehe sich fast ausschließ-
lich auf die fatale Wachstumsideo-
logie, die überhaupt erst zur Finanz-
und Wirtschaftskrise geführt habe,
es werde nur die Wiedereingliede-
rung von Arbeitssuchenden in den
erstenArbeitsmarkt thematisiert.DIE
LINKEhateinenAntrageingebracht,
mit dem die Landesregierung aufge-
fordertwird,dieKommunen inThü-
ringen bei der Nutzung des Bundes-
förderprogrammsKommunal-Kombi
finanziell zu unterstützen.

DerfrühereChefdesErfurterFlug-
hafens,GerdBallentin,mussfürzwei
Jahre und acht Monate ins Gefäng-
nis, nachdemderBundesgerichtshof
in Karlsruhe die Revision gegen ein
Urteil des Landgerichtes Mühlhau-
sen vom Dezember 2008 abgelehnt
hatte.DerBGHfolgtederAuffassung
der Mühlhäuser Wirtschafts-
strafrichter, wonach Ballentin die
Manipulation der Passagierzahlen
„über Jahre angewiesen, geduldet
und gekannt“ hatte. Das Landge-
richt hatte ihn wegen Betrugs im be-
sonders schwerenFallverurteilt.Der
Manipulation von Passagierzahlen
hätten eigennützige Motive des An-
geklagten zugrunde gelegen, es sei
um eine Vertragsverlängerung als
Flughafen-Chef,umErfolgsmeldun-
gen und um Geld gegangen.

Mit Blick auf einen unter Thürin-
ger Richtern kursierenden Fragebo-
gen kritisiert Bodo Ramelow dieses
Vorgehen als „eine sehr exotische
und rechtlich äußerst problemati-
scheAktion“. Mit einer KleinenAn-
frage an die Landesregierung will
er Hintergründe und rechtliche Be-
wertung umfassend klären. Bei dem
Fragebogen handelt es sich um eine
Befragung zu Gesichtspunkten des
beruflichen Verhaltens und der
berufsethischen Einstellung von
Richtern.DiesenFragebogenhatder
PräsidentdesThüringerOberlandes-
gerichts zur Erhebung und Auswer-
tung von Daten und Informationen
zum beruflichen Selbstverständnis
vonRichternverschickt, umdieaus-
gewerteten Angaben in einer Publi-
kation zu verwenden und zu veröf-
fentlichen.

Kommunal-Kombi

Ballentin ins Gefängnis

Seltsame Richterbefragung

Regionalbahnreisende zwischen
Erfurt und Gera brauchen sich über
mangelnde Kontaktflächen nicht zu
beklagen. Im Berufsverkehr und zu
Semesterzeiten sind die Züge mehr
als dicht gefüllt.

Nun fielen in der Regionalbahn so-
gar Reisende wegen Überfüllung in
Ohnmacht. Offenbar reichen derzeit
weder die Anzahl der Wagen noch
der Wille von Land und Bahn aus,
den Reisenden wenigstens halbwegs
normale Bedingungen zu bieten. Eine
offizielle Entschuldigung und
Lösungssuche für die nächste Rei-
sezeit ist jedenfalls nicht auszuma-
chen. Die Devise heißt offensichtlich
„Weiterso“ oder noch schlimmer, das
Problem wird per Griff in dieTaschen
der Bürger gelöst.

Denn pünktlich zum Jahreswech-
sel beschert die Bahn ihren Nutzern

MdLDr.GudrunLukin:„Teuerundgut?“
die obligatorische Fahrpreiserhöhung,
selbstverständlich ohne Kom-
forterweiterung. Mit 2,2 % werden au-
ßerdem gerade Normal- und Zeitkarten
des Regionalverkehrs besonders ange-
hoben. In Thüringen trifft es außerdem
das auf dieser Strecke beliebte Hopper-
ticket mit 50 Cent Mehrbelastung.

Wollen Land und Stadt noch mehr
Bürgerinnen und Bürger zur Autofahrt
verleiten? Es sieht so aus. Dann wäre
wohl die A4 nicht umsonst ausgebaut
worden. Mit nachhaltiger, bürger-
freundlicher Landesverkehrsent-
wicklung und Dienstleistungsfunktion
der Bahn hat das alles aber nichts mehr
zu tun.

Oder werden künftig die Zugbeglei-
ter noch einen Schnellkurs in Erste-Hil-
fe-Ausbildung absolvieren müssen,
wenn wieder einmal die Triebwagen und
die Luft knapp werden?

Während einer gemeinsamen Pres-
sekonferenz wurden die Aktivitä-

ten der Fraktionen von Bündnis 90/Die
Grünen und DIE LINKE zur wirksamen
Umsetzung desVolksbegehrens für eine
bessere Familienpolitik in Thüringen
durch Margit Jung (MdL, DIE LINKE)
undAstrid Rothe-Beinlich (MDL, Bünd-
nis 90/Die Grünen) – im Foto v.r. – vor-
gestellt.

Die Familienpolitikerin der LINKEN
betonte, dass sie mit dem Gesetzentwurf,
den beide Fraktionen gemeinsam jetzt in
den Landtag eingebracht haben, einVer-
sprechen aus dem Wahlkampf umsetz-

ten – nur dass die SPD jetzt nicht mehr
dabei ist.

Zwar hat auch die Thüringer CDU-
SPD-Koalition angekündigt, die Ziele
des Kita-Volksbegehrens aufgreifen zu
wollen, aber außerAbsichtserklärungen
liegt nichts Konkretes vor. „Wir wollen
deutliche Signale setzen“, betonte Mar-
git Jung und verwies auf die oft unerträg-
liche personelle Situation in den Thürin-
ger Kindertagesstätten. Auch habe der
Trägerkreis des Volksbegehrens mehr-
heitlich entschieden, „weiter zu arbeiten
an der großen Sammlung, weil wir nicht
auf Versprechungen reagieren“. Wenn
CDUundSPDjetztauchvon2.000zusätz-
lichen Stellen sprechen, gehe es ihnen
offenbarauchumnichtqualifiziertesPer-
sonal, was umso problematischer sei, da
es ja vor allem auch um weitere Verbes-
serungen bei der frühkindlichen Bildung
gehe.

Astrid Rothe-Beinlich erinnerte sich
an „mindestens sieben Podien, wo wir
zu Dritt versprochen hatten, der erste ge-
meinsame Gesetzentwurf im neuen Thü-
ringer Landtag werde das Volksbegeh-
ren sein“. Aber so, wie die Dinge jetzt
liegen, könne die Koalition den Zeitplan
nicht halten, denn für das Volksbegeh-
ren gelten Fristen, wonach spätestens
am10.FebruardieSammlungsfristbegin-
nen müsste. Freilich könnten CDU und
SPD dem Gesetzentwurf von LINKEN
und Bündnisgrünen zustimmen, denn
dieser liegt bereits vor und wird in der
ersten ordentlichen Landtagssitzung am
19. oder 20. November in erster Lesung
beraten.

Woher denn so viele qualifizierte Er-

Kita-Volksbegehren wird erneut in
den Landtag getragen
DIE LINKE und Bündnis 90/Die Grünen haben gemeinsamen Gesetzentwurf eingereicht

zieherinnen kommen sollten, fragten die
Journalisten in der Pressekonferenz. Die
beiden Landtagsabgeordneten verwie-
sen auf die vielen Erzieherinnen, die seit
Jahren nicht inVollzeit arbeiten können.
Außerdem müssten Anstrengungen un-
ternommen werden, abgewandertes Per-
sonal zurück zu gewinnen.

Chronologie des Volksbegehrens

Im Dezember 2005 wird das von der
Thüringer CDU im Landtag durchge-
drückte „Familienfördergesetz“ verkün-
det. Es führt zu deutlichen Verschlech-

terungen, vor allem im
Bereich der Kinder-
tageseinrichtungen.
Anfang Januar 2006
beginnt der „Träger-
kreis für eine bessere
Familienpolitik inThü-
ringen“mitdenkonkre-
ten Vorbereitungen für
ein Volksbegehren ge-
gen das Familienför-
dergesetz (auch „Fami-
lienoffensive“) ge-
nannt. Ende April liegt
der fertige Gesetzent-
wurf vor, der sich vor
allem aufVerbesserun-
gen im Kita-Gesetz

konzentriert, so bei der Personalaus-
stattung und bei der finanziellen Unter-
stützung, er enthält auch das beitrags-
freie letzte Kita-Jahr.

Vom 30.05. bis 09.07.06 läuft die An-
tragssammlung, die über 23.800 Unter-
stützerunterschriftenerbringt.02.10.2006:
Das Volksbegehren wird zugelassen.
10.10.06: Althaus gibt die Klage der
CDU-Landesregierung gegen dasVolks-
begehrenbekannt.Am05.12.2007erklärt
der Thüringer Verfassungsgerichtshof
in einem Urteil mit 5 zu 4 Stimmen das
Volksbegehren fürunzulässig. InSonder-

voten üben die vier unterlegenen Rich-
ter sehr deutliche Kritik an der Mehr-
heitsentscheidung.

Am 16.01.2008 reichen die Fraktionen
DIE LINKE und SPD den Kita-Gesetz-
entwurf im Landtag ein, der vom Gericht
gestoppt und den Oppositionsfraktio-
nen zur Weiterarbeit auf dem parlamen-
tarischen Weg übergeben worden war.
ZeitgleichbeginntderTrägerkreismitder
Weiterentwicklung des Gesetzentwurfs
für ein zweitesVolksbegehren. Nach aus-
führlicherFachdiskussion imTrägerkreis
beziffert dieser Ende Mai 2008 den not-
wendigen zusätzlichen Personalbedarf in
den Thüringer Kitas auf 2.000 Vollzeit-
stellen. Diese Berechnung wird später
von weiteren Fachleuten bestätigt.

In den parlamentarischen Beratungen
ist deutlich eine „Verschleppungstaktik
der CDU“ zu erkennen. Der Trägerkreis
kündigt deshalb am 08.12.2008 an, dass
er am 1.Mai 2009 ein neuesVolksbegeh-
ren starten wird. Die CDU-Mehrheit im
Landtag lehnt am 07.05.2009 nach fort-
bestehendem Beratungsunwillen den
Kita-Gesetzentwurfab.Diebis11.06.2009
laufende zweiteAntragsammlung für ein
Volksbegehren erbringt über 17.100 Un-
terschriften.

DerTrägerkreis fordert am06.09.2009
die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/
DIEGRÜNENundDIELINKEöffentlich
auf,denaktuellenGesetzentwurfdesKita-
Volksbegehrens so schnell wie möglich
in den Landtag einzubringen. DasVolks-
begehren wird am 15.09.09 für zulässig
erklärt. LINKE und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN verständigen sich auf die ge-
meinsame Einbringung (SPD erteilt Ab-
sage);derGesetzentwurfistam13.10.2009
im parlamentarischen Geschäftsgang
(Drucksache5/30).15.10.2009:DieKlage-
frist gegen das Volksbegehren läuft ab.
20.10.2009:ImGesetz-undVerordnungs-
blattwirdVolksbegehrenundSammlungs-
frist(10.02.bis9.6.2010)verkündet.



7UNZ-22-2009 PARLAMENTSREPORT

A bis Z :

Wichtige Termine

Flüchtlingspolitik Malschule Rentenversicherung

„Das Trennungsgebot zwischen
Verfassungsschutz und Polizei ist
ein fundamentales Prinzip einer
funktionierenden Zivilgesell-
schaft und eines demokratischen
Rechtsstaats sowie eine eminent
wichtige Lehre aus dem deut-
schen Faschismus“, betonte Bodo
Ramelow und wertete die neuerli-
che Abordnung eines Polizeibe-
amten zum Thüringer Verfas-
sungsschutz (als Vizepräsident)
„als klare und gewollte Verletzung
und Umgehung des OVG-Urteils
vom Juni diesen Jahres“. Ein „Ver-
fassungsschutz, der selbst die Ver-
fassung bricht, hat eigentlich sei-
ne Existenzberechtigung ver-
wirkt“.

EineAnfrage der LINKEN hatte
ergeben, dass der jetzt bekannt ge-
wordene Fall „nicht die einzige
Verquickung von Polizei und VS
in Thüringen ist. Wir haben es mit
einem ausgewachsenen struktu-
rellen Problem zu tun“, sagte
Ramelow und kündigte an, dass
die Fraktion DIE LINKE mit allen
parlamentarischen Mitteln dieses
massive politische und verfas-
sungsrechtliche Problem angehen
werde – so mit einem Antrag auf
Selbstbefassung im Innenaus-
schuss, aber auch mit konkreten
Vorschlägen zur Novellierung des
Thüringer Verfassungsschutzge-
setzes. Dort müsste ein ausdrück-
liches Verbot von solchen Perso-
nalrochaden und Stellenbeset-
zungstricks zwischen Polizei und
Verfassungsschutz verankert wer-
den.

Verfassungsschutz

„CDU und SPD bleiben konkrete
Aussagen schuldig, wie die Situation
von Migranten besser werden kann“,
sagte MdL Sabine Berninger. So soll-
ten endlich auch Asylbewerber und
langjährig geduldete Flüchtlinge an
Sprachkursen teilnehmen können. „Zu
einer gelingenden Integration gehört,
dass Migranten einer existenzsichern-
den Erwerbsarbeit nachgehen können,
menschenwürdig untergebracht wer-
den und endlich die Residenzpflicht
abschafft wird.“ Die Abgeordnete der
LINKEN bedauert, dass sich die SPD
offenkundig von der Forderung „Geld
statt Gutscheine“ verabschiedet hat.
Eine ausführliche Bewertung zu den
flüchtlingspolitischen Passagen im
Koalitionsvertrag ist unter www.sabi-
neberninger.de abrufbar.

Mit der Bilder-Ausstellung „Malen
öffnet die Seele“ der Malschule des
Christlichen Jugenddorfs Erfurt e.V.
wurde jetzt im Landtag die letzte dies-
jährige Kunstausstellung eröffnet.
Die seit drei Jahren bestehende Mal-
schule präsentiert lebendig und far-
benfroh über 50 Bilder, die allesamt
von Menschen mit Behinderung ge-
schaffen wurden. Sie will vor allem
Individualität, Kreativität undVielfalt
fördern, das Selbstwertgefühl durch
Erfolgserlebnisse steigern, Brücken
bauen und Chancen eröffnen. Der ge-
lernte Kunsthandwerker Günter Stef-
fenhagen, der bis 2005 das Christli-
che Jugenddorf in Erfurt leitete, be-
treut die Malschule nun im Ehrenamt.
DieAusstellung ist bis 8. Januar 2010
zu sehen. Der Eintritt ist frei.

Die Pläne der Deutschen Renten-
versicherung, u. a. in Thüringen die
Zahl ihrer Beratungsstellen zu redu-
zieren, hat MdL Karola Stange
scharf kritisiert. Die Rentenversiche-
rung müsse für die Menschen ohne
großenAufwand erreichbar sein. Die
Betroffenen könnten sich oft wegen
ihrer persönlichen oder finanziellen
Situation weite Anfahrtswege nicht
leisten. „Außerdem sind Rentenan-
gelegenheiten sehr komplex, sie las-
sen sich besser in einem persönli-
chen Gespräch bearbeiten. Nicht je-
dem, der Rentenfragen zu klären hat,
ist der Zugang zu E-Mail und Internet
möglich. Die Landesregierung muss
sich unbedingt für die Erhaltung der
Beratungsstellen in Thüringen ein-
setzen.“

Landtagssitzungen:
Die ersten „ordentlichen“ Sit-

zungen des Thüringer Landtags
sollen am 19. und 20. November
stattfinden.

NeueArbeit:
OWUS und DIE LINKE-Frakti-

on laden am 5. November, 18 Uhr,
in den Thüringer Landtag (Raum
201) ein zu einemVortrag von Prof.
Dr. Frithjof Bergmann: „NEUE
ARBEIT, NEUE KULTUR: Der
Aufstieg zu einer humanen. Intel-
ligenten, fröhlichen und sinnli-
chen Arbeitswelt.“

Internet:
Täglich aktuelle Informationen

über die Arbeit der Thüringer
Landtagsfraktion DIE LINKE so-
wie ihre parlamentarischen Initia-
tiven sind im Internet abrufbar
unter:

www.die-linke-thl.de

Sie gehören zu den neuenAbgeord-
neten der Landtagsfraktion der

LINKEN. Bitte stellen Sie sich unse-
ren Lesern kurz vor.

Ich bin 31 Jahre alt und habe drei Brü-
der. Wir sind zu DDR-Zeiten in einer
„Oppositionsfamilie“ (mein Vater ist
Pfarrer, meine Mutter Sozialpädagogin)
aufgewachsen. So war ich nicht bei den
Pionieren, sondern in der Christenleh-
re, hatte keine Jugendweihe, sondern
Konfirmation. Geboren bin ich in Erfurt,
aufgewachsen in Merseburg, 1991 sind
wir nach Jena umgezogen.Von 1998 bis
1999war ichalsVolontärin in Israel, habe
dort in einem Elternheim für Holocaust-
überlebende in Jerusalem gearbeitet und
nach der Rückkehr begonnen, Semiti-
sche Philologie, Islamwissenschaften
und Politikwissenschaften zu studieren.
Die im Studium erworbenen Sprach-
kenntnisse konnte ich in der JG-Stadt-
mitte Jena innerhalb der „Deutschstun-
de“, einem Projekt zur Integration von
Asylsuchenden, anwenden und bin
schließlich u.a. für dieseArbeit 2002 in
der JG-Stadtmitte angestellt worden.
2004 begann ich an der Berufsakademie
Gera ein berufsbegleitendes Studium zur
Diplom-Sozialpädagogin, welches ich
2007 abgeschlossen habe. Ebenfalls
2004 bin ich über die offene Liste der
PDS in den Jenaer Stadtrat eingezogen
und bin hier derzeitig die Fraktionsvor-
sitzende der LINKEN. 2009 bin ich auf
Vorschlag der Linksjugend solid für die
Landesliste der LINKEN zur Landtags-
wahl vorgeschlagen worden und bin
über Platz 11 in den Thüringer Landtag
eingezogen.

MitwelchenErwartungengehenSie
in die parlamentarische Arbeit, was
haben Sie sich vorgenommen?

Meine Erwartung ist an erster Stelle,
michzurechtzufinden: ImLandtag, inder

„… verzweifelt, wenn da nur
Unrecht ist und keine Empörung“
Nachgefragt bei Katharina König, Abgeordnete der Thüringer Landtagsfraktion DIE LINKE

Fraktion, im Wahlkreis Saalfeld-Rudol-
stadt. Für die parlamentarische Arbeit
hoffe ich, insbesondere im Bereich Ju-
gend eine an den Bedarfen orientierte
Stabilisierung und Etablierung der Fi-
nanzierung offener Kinder- und Jugend-

arbeit erreichen zu können. Die in den
Städten und besonders im ländlichen
Raum teils miserable Finanzierung von
Kinder- und Jugendarbeit muss auch
durch das Land aufgefangen werden.
Weder die im Koalitionsvertrag festge-
schriebene Summe noch die abgegebe-
nen Absichtserklärungen und Mög-
lichkeitsformen reichen dafür aus.

Ein weiteres meiner Ziele ist, gegen
Neonazismus und Antisemitismus so-
wie Fremdenfeindlichkeit vorzugehen
und hierbei insbesondere mit meinen
Abgeordneten-Kolleginnen Martina
Renner und Sabine Berninger zusam-
menzuarbeiten.Vorgenommen habe ich
mir, offen zu bleiben für Anregungen –
sei es aus dem Wahlkreis oder aus der
Stadtratsarbeit in Jena oder aus ande-
ren Bereichen.

Wie werden Sie den Kontakt zu den

Wählern halten – für die notwendige
„Bodenhaftung“ sorgen – und worum
geht es Ihnen dabei vor allem?

Einerseits über das Abgeordneten-
büro in Saalfeld (das ist übrigens in der

Saalstraße 38).An-
dererseits über die
Kontakte und Mit-
arbeit bei der Links-
jugend solid. Aber
auch durch „Da-
sein“ und „An-
sprechbarsein“. Sei
es per e-mail
(katharina.koe-
nig@web.de) oder
per Telefon (0361-
3772380) oder eben
persönlich.

Für den Fall,
dass ich die Boden-
haftung verlieren
sollte, ergeht hier-
mit die Aufforde-
rung, es mir zu sa-

gen und mich zurück zu holen.
Ich sehe mich in der Funktion als

Landtagsabgeordnete als „Sprachrohr“
und Vertreterin der WählerInnen. Es
geht nicht um die Verwirklichung mei-
ner Privatinteressen oder der von Lob-
byisten. Allein aus diesem Grund halte
ich es für zwingend notwendig, mit
WählerInnen aber auch mit Vereinen
und Initiativen zusammenzuarbeiten,
ihre Interessen zu hören, aufzunehmen
und entsprechend einzubringen.

Welchen Grundsatz würden Sie nie
über Bord werfen?

Das Leitbild der JG-Stadtmitte, mei-
ner vorherigen Arbeitsstelle, und vor
allem das daraus resultierende Handeln:
„… verzweifelt, wenn da nur Unrecht
ist und keine Empörung“.
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Auf reges Interesse stieß die Fach-
tagung „StadtplanungundGemein-

wesenarbeit – 15 Jahre Stadtumbau und
Stadtteilplanung in Gera“, zu der der Pa-
ritätische Wohlfahrtsverband Thürin-
gen (PARITÄTISCHE) nach Gera-Lu-
san eingeladen hatte. Soziale Stadt-
(teil)entwicklung ist ein wichtiges Poli-
tikfeld auch bei uns LINKEN im Thürin-
ger Landtag. An der Fachtagung hat-
ten der Fraktionsvorsitzende Dieter Hau-
sold sowie die Abgeordneten Margit
Jung und Heidrun Sedlacik teilgenom-
men. Stadtumbau als eher sozialpoliti-
sches Anliegen zu verstehen, ist der
richtige Ansatz für eine gelungene so-
ziale und ökologische Stadtentwick-
lung. Denn ohne sozialen Frieden in der
Stadt ist auch keine nachhaltige Rendi-
te für die Stadt zu erzielen.

DieVeranstaltung machte eindrucks-
voll deutlich, wie vielfältig, komplex und
wichtig integrierte Stadtentwicklung ist
– ein lebendiges Thema, das Spaß
macht, eine Arbeit, die anerkannt und
verstetigt werden muss. Finanzielle Un-
terstützung durch Förderprogramme
und eine ausreichende Ausstattung der
Kommunen ist dabei unerlässlich, um
beispielsweise soziale Infrastruktur be-
darfsgerecht vorzuhalten. Die Kommu-
nen sind faktisch das letzte Glied in der
Kette, der Ort, wo gesellschaftliche und
wirtschaftliche Entwicklungen, aber
auch politische Entscheidungen, ihre
Wirkung entfalten. Sie sind Ansprech-
partner für die Bürger, hier geht es um
EffizienzundPartizipationgleichermaßen.

Ein Programm für das Gestalten
menschlicher Städte
Forderungen der Fachtagung für Stadtplanung und Gemeinwesenarbeit in Gera-Lusan

Wie die Nachrichtenagentur dpa
zu Wochenbeginn meldete, sei in
ThüringendieSchweinegrippe-Imp-
fung nach Einschätzung des Sozial-
ministeriums zufriedenstellend ge-
startet.DieImpfungkonzentrieresich
derzeit aufdieGesundheitsämter,wo
sich Angehörige wichtiger Berufs-
gruppenwiemedizinischesPersonal,
Feuerwehrleute oder Katastrophen-
schützer spritzen lassen können.

Die Bundesländer haben für mehr
als eine halbe Milliarde Euro Impf-
stoffvomSerumwerk inDresdenab-
gekauft. Dieses Werk gehört dem
Pharmariesenglaxosmithkline(gsk),
der in das Werk nach eigenenAnga-
ben200MillionenEuroinvestierthat.
Weitere200MillionenEurohabegsk
in die Entwicklung des Pandemie-
impfstoffes Pandemrix investiert.
Übrigens hat Deutschland nur bei
gsk bestellt.

BeiderVogelgrippe2005/2006war
Tamiflu vom Pharmaunternehmen
Roche das Mittel der Wahl. Roche
konnte seinen Umsatz um über 200
Prozent steigern. Die Vogelgrippe
brachte dem Unternehmen einen Er-
lös von 550 Millionen Euro. Allein
die US-Regierung hatte für 48 Mil-
lionen Euro Tamiflu gekauft.
Rumsfeld,damalsUS-Verteidigungs-
minister, brachten seineAktienpake-
te vier Millionen Euro ein. Auch
Tamiflu ist unter Wissenschaftlern
wegen seiner Nebenwirkungen um-
stritten.

Die Verstrickung von Pharmaun-
ternehmen und Politik wird immer
engmaschiger.Anders istnichtzuer-
klären, warum es keine öffentliche
Ausschreibungfürden Impfstoffge-
geben hat. Außerdem läuft der Pa-
tentschutz von umsatzstarken Arz-
neimitteln ab, und mit einer Angst-
psychosezurPandemiekönnenkurz-
fristigGewinneerzieltwerden.Nach
SchätzungendesRobert-Koch-Insti-
tuts sterbendurchdiesaisonaleGrip-
pe in Deutschland jährlich zwischen
5.000 und 15.000 Menschen. Der
SchweinegrippewarenbisEndeOk-
tober zweiMenschenzumOpferge-
fallenmitVorerkrankungen.

Sollte es wirklich zu einer Pande-
mie kommen, ist zu fragen: Wie ist
das mit der Krankenhausbetten-
planung z. B. konkret in Thüringen?
Haben wir neben Ärzten auch genü-
gend qualifiziertes Pflegepersonal?
Eine weitere Frage bezieht sich auf
die Unabhängigkeit von Wissen-
schaft und Forschung. Nicht kurzfri-
stigerGewinnvonPharmaunterneh-
men darf zielführend sein, sondern
welchenNutzenbringtder Impfstoff
für die Menschen. Mit persönlicher
Hygiene, wie Händewaschen mit
Seife und beim Niesen ein Taschen-
tuch benutzen, kann jeder selbst zu
seinem persönlichen Schutz etwas
tun. Allerdings verdient daran nicht
die Pharmaindustrie.

Dr. Anne Urschll

Welchen Nutzen
bringt der Impfstoff?

Dieses funktionale Gewicht der kom-
munalen Ebene wird in der Bundes- und
Landespolitikviel zuwenigwahrgenom-
men. Die Senkung des Bundesanteils
an den Kosten für Unterkunft und Hei-
zung für Hartz-IV-Empfänger ist ein Be-
leg dafür. Die Kommunen werden zum
Lückenbüßer für den bröckelnden So-
zialstaat. Das schränkt ihren Handlungs-
und Gestaltungsspielraum weiter ein.

„InThüringen istvielpassiert, aberviel
zu wenig, wenn man sich mal anschaut,
was passieren müsste, damit etwas pas-
siert“, fasste Reinhard Müller, Landesge-
schäftsführerdesPARITÄTISCHEN,die
Lage treffendzusammen.Esgeheumdie
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, Städ-
te und Regionen so umzubauen, dass sie
einladend sind, in Thüringen zu bleiben
bzw.hierherzukommen.

Jeder Stadtteil eine soziale Stadt

Bisher werde beispielsweise die kom-
munale Infrastruktur viel zu wenig ge-
plant, so ein Kritikpunkt der Veranstal-
tung. Die soziale Dimension müsse mehr
in denVordergrund gerückt werden. Das
Programm Soziale Stadt ist wichtig,
macht aber auch die defensiveAusrich-
tung der Städtebauförderung deutlich,
die in erster Linie versucht, Defizite aus-
zugleichen. Nachhaltige Stadtentwick-
lung aber muss den vorbeugenden An-
satz betonen und darf eben nicht nur
Reparaturpolitik sein. Gegenwärtig ist
das Programm auf Problemgebiete be-
schränkt. In Zeiten des fortschreiten-

den Sozialabbaus, ansteigender Armut
und weiterer Zunahme von Polarisie-
rungsprozessen müsste der Ansatz
auch auf kleinere Städte im ländlichen
Raum ausgeweitet werden. Entspre-
chend lautete ein Fazit derTagung: „Je-
der Stadtteil sollte eine soziale Stadt
werden“.

Ganz entscheidend ist, dass bei Pla-
nungsprozessen die Menschen einbe-
zogen werden. Lebensqualität macht
sich nicht nur an der baulichen Infra-
struktur (am Beton) fest. „Um Lebens-
qualität zu erhalten und auszubauen,
muss der Wille der Bürger wie Puzzle-
teilchen zu einem Bild zusammengesetzt
werden“, betonte Prof. Dr. Frank Eck-
ardt von der Bauhaus-Universität Wei-
mar. Nachhaltige Stadterneuerung
braucht die Mitentscheidung der Be-
völkerung, aber auch die Besinnung auf
ökologische Zusammenhänge und
neue Finanzierungsmodelle, die Konti-
nuität und Planungssicherheit geben.

Nun sind die Perspektiven insbeson-
dere vor dem Hintergrund der demogra-
fischen Entwicklung zwar nicht eindeu-
tig definierbar, aber „Zukunft kann man
bauen“ und dafür braucht es Visionen!
EineAnregung, wie die LINKE STADT
des Jahres 2034 aussieht, kann unter
w w w . l i n k s f r a k t i o n . d e /
mdb_bluhm_downloads.php abgerufen
werden. Stadtumbau aus konsequent
LINKER Sicht ist ein Programm für das
Gestalten menschlicher Städte. „DIE
LINKE Stadt“ schließt niemand aus.

Diana Kölbel

Heidrun Sedlacik, die bei der Land-
tagswahl mit 30,1 Prozent der Stimmen
das Direktmandat in ihrem Wahlkreis
(Saale-Orla-Kreis II) gewonnen hatte,
konnte jetzt in Pößneck, Gerberstraße
45, mit ihren Mitarbeitern Barbara Hof-
mann und Peter Lückmann sowie wei-
teren 40 Gästen ihr Wahlkreis- und
Bürgerbüro feierlich eröffnen. Den an-
wesenden Vertretern der Jugendgrup-
pe Re[d]solution wurden 320 Euro
übergeben, die von den Gästen im be-
reitstehenden Spendenglas gelandet
waren.

Die erfahrene Landtagsabgeordne-
te der LINKEN bezeichnete das er-
reichte Direktmandat in der Orlasenke
als eine große Herausforderung. Als
ihre „Hauptaufgabe als Politikerin“ ver-
stehe sie es, „den Interessen der Men-
schen zu dienen, die mich mit ihrer
Stimme und ihremVertrauen dafür ge-
wählt haben“. Sie verwies auf die zahl-
reichen Gespräche in den vergange-
nen Monaten und betonte: „Bei den
Kontakten zu kleinen und mittleren Un-
ternehmen, landwirtschaftlichen Be-
trieben, mit Bürgermeistern und sozia-
len Einrichtungen erhielten wir Aus-
kunft und sie vermittelten uns ein Bild
ihrer Situation. So erfuhren wir von Be-

„Das eine oder andere positiv bewegen können“

troffenen auch viel Kritisches über die
Auswirkung der Thüringer Politik.
Durch intensivere Kontakte zu Bil-
dungseinrichtungen und zivilgesell-
schaftlichen Zusammenschlüssen der
Region möchte ich künftig das eine
oder andere positiv mit bewegen kön-
nen.

Die verschiedenen Träger der öffent-
lichen Daseinsvorsorge gehörten
ebenso zu meinen ständigen Partnern

wie die Vertreter der
öffentlichen Verwal-
tung und der Polizei.
Die öffentliche Da-
seinsvorsorge muss
in der öffentlichen
Hand bleiben, so mei-
ne Forderung. Denn
eine Privatisierung
wird irgendwann im-
mer zum Ausschluss
sozial und finanziell
Schwächerer füh-
ren.“

Heidrun Sedlacik
kündigte an: „Der
Kontakt zu den Bür-
gerinnen und Bür-
gern wird weit mehr
sein, als die geplan-

ten Abgeordnetensprechstunden. In-
teressierte sollten und können sich mit
allen möglichen Fragen an mich wen-
den, sei es beim Infostand, im Büro,
oder vor Ort bei den Sprechstunden.“

Das Pößnecker Wahlkreis-Büro in
der Gerberstraße 45 ist geöffnet: Mon-
tags 13 bis 16 Uhr, dienstags 10 bis 16
Uhr und freitags 10 bis 13 Uhr; Tele-
fon/Fax: 03647/447914; eMail:
wkb@sedlacik.de.
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K URZ UND PRÄGNANT

Die erfolgreiche Filmserie „Star
Wars“ sparte sich in ihrer Ur-

sprungsversion die Pointe bis zum letz-
ten Teil: Darth Vader, der „schwarze
Lord“ und Erzbösewicht, gehörte ur-
sprünglich zu den Guten. Dann jedoch
erlag er den Versuchungen der „dunk-
len Seite der Macht“.

Weit auf der dunklen Seite steht auch
Matthias Machnig, direkt neben der
CDU. Nicht nur das: er ist einer der
einflussreichsten Strippenzieher der
Koalition von SPD und CDU in Thürin-
gen. Neben Christoph Matschie dürf-
te er auf Seiten der Sozialdemokraten
hauptverantwortlich für das Bündnis
sein, dem er als Wirtschaftsminister
angehören wird.

Die Zeit:
„Prinz der Dunkelheit“

Machnig, 1960 geboren, war nicht
immer ein Freund der CDU. Welchen
Weg einstige Funktionäre der Jusos,
der SPD-Jugendorganisation, nehmen
können lässt sich an seinem Beispiel
gut illustrieren. Machnig war einst Mit-
glied des Sozialistischen Hochschul-
bundes, gehörte als Juso-Unterbezirks-
vorsitzender Anfang der 1980er Jahre
zum linken „Stamokap-Flügel“, einer
marxistischen Richtung, die die Theo-
rie des staatsmonopolistischen Kapi-
talismus vertrat und sich für Bündnis-
se unter Einschluss der DKP einsetzte.

Im Jahr 1998 ebnete Machnig nach
einer Karriere im SPD-Umfeld – seit
1992 protegiert von Franz Müntefering
– in der Wahlkampfzentrale „Kampa“
Gerhard Schröder den Weg ins Kanz-
leramt. Mit viel Macht, aber immer im
Hintergrund. Als einen „Prinzen der
Dunkelheit“ bezeichnete ihn deshalb
die Wochenzeitung „Die Zeit“. „Mach-
nig ist nie von einem Gremium gewählt
worden, er wurde erwählt, von Franz
Müntefering“, heißt es in dem Artikel.
Machnig kokettierte mit dieser Rolle:
„Jemanden wie mich darf es in unserer
Partei eigentlich gar nicht geben.“

Für „dieTransformation
öffentlicher Strukturen“

Nach der erfolgreichen Wahl wurde
er als Günstling Münteferings zu-
nächst Staatssekretär im Verkehrsmi-
nisterium und 1999 SPD-Bundesge-
schäftsführer. Den Wahlkampf 2002
managte er mit Erfolg. Doch der kar-
rierebewussteTechnokrat empfand sei-
ne Loyalität als nicht genügend ge-
würdigt, wie er dem „Handelsblatt“ an-
vertraute. Da er bereits Staatssekretär
war, hätte ihn „jetzt nur ein Minister-
posten in einem Bundes- oder Landes-
kabinett in der Politik halten können“,
berichtet die Zeitung. Den gab es nicht.
Machnig wechselte Ende 2002 in eine
Unternehmensberatung und verließ sie
nach einem guten Jahr Richtung Kon-

Der schwarz-rote Lord – auf der
„dunklen Seite der Macht“
Matthias Machnig ist ein Pate des Bündnisses von SPD und CDU

kurrenz. Spätestens da hatte er sich
dunklen Mächten verschrieben.

Er wurde Mitglied der Geschäftslei-
tung von Booz Allen Hamilton, nach
McKinsey weltweit die zweitgrößte
Unternehmensberatung. Vizepräsident
des Konzerns war in jener Zeit John
Michael McConnell, bis 1996 Direktor
des US-Geheimdienstes NSA (2007 be-
rief ihn George Bush zum Gesamtkoor-
dinator der US-Geheimdienste). „Booz
Allen Hamilton ist einer der wichtig-
sten Vertragspartner des militärisch-
elektronischen Komplexes der USA“,
schätzt der österreichische Rundfunk
ORF ein. Die Firma war auch an der
Weitergabe europäischer Finanzdaten
an die CIA beteiligt.

Machnig habe sich bei der Bera-
tungsfirma „vor allen Dingen mit Fra-
gen der Informations- und Kommuni-
kationstechnik, der Energiepolitik und
Energieforschung sowie mit Fragen
des öffentlichen Sektors auseinander-
gesetzt“, wird Jahre später auf der In-
ternetseite von Christoph Matschie zu
lesen sein. Booz Allen Hamilton wur-
de im Dezember 2003 etwas deutlicher:
„Machnig wird für die Transformation
öffentlicher Strukturen vor allem in den
Bereichen Gesundheitswesen und In-
frastruktur zuständig sein.“ Transfor-
mation – wohl eine freundliche Um-
schreibung für Privatisierung. Nach 15
Monaten gründete Machnig eine eige-
ne Firma, wollte jedoch, wie das Ma-
gazin „Politikszene“ berichtete, mit
BoozAllen Hamilton „weiterhin koope-
rieren“. Nach der Bundestagswahl 2005
war er auf einmal wieder Staatssekre-
tär, diesmal im Umweltministerium, als
Vertrauter von Sigmar Gabriel.

Öffentlichkeit – „eines
der großen Probleme“

Er gehört zum Kuratorium der priva-
ten Quadriga Hochschule Berlin; sie
bildet „Kommunikationsmanager“ aus,
die für das berufsbegleitende Studium
19.000 bis 26.000 Euro zahlen. Ein Part-
ner ist der Bundesverband der Deut-
schen Industrie. Auch auf Veranstal-
tungen der Bertelsmann-Stiftung trat
Machnig auf.

Im Februar 2008 erläuterte er: „Eines
der großen Probleme, die wir in der Po-
litik haben:Alles findet in der Regel in
der Öffentlichkeit statt. Alles wird so-
fort kolportiert. Ich finde, bei Bertels-
mann gibt es Plattformen, wo es mal
wirklich eine offene Debatte gibt, ohne
dass man die Vermutung haben muss,
das steht morgen in der Zeitung.“ Ein
Satz, der zu Machnig passt, gleichzei-
tig die Bankrotterklärung eines Politi-
kers in einem öffentlichen Amt.

Nun kommt Christoph Matschie ins
Spiel. Im August 2009 nahm er Mach-
nig als „Superminister für Wirtschaft,

Arbeit, Infrastruktur und Umwelt“ (Die
Welt) in sein – wie passend – „Schat-
tenkabinett“. Bei der Landtagswahl
verfehlte die SPD grandios das Ziel,
stärkste Partei zu werden. Machnig
hatte sich, wie üblich, der Wahl nicht
gestellt. Zu den Sondierern, die Koali-
tionspartner auswählen sollten, gehör-
te er trotzdem. Seine Interessen waren
klar: bei der Koalition von LINKER,
SPD und Grünen wäre er nie Wirt-
schaftsminister geworden. Das Amt
hätte – bei der von der SPD starrsinnig
durchgesetzten Ablehnung eines Mi-
nisterpräsidenten der stärksten Partei
des Bündnisses, der LINKEN – zwin-
gend an DIE LINKE gehen müssen.

Inhaltsleere Fokussierung auf
Personal- und Machtfragen

Auch die Entscheidung der SPD,
sich erst nach der Bundestagswahl auf
Partner festzulegen, hat aus Machnigs
Perspektive besondere Bedeutung:
erst da wusste er, ob er überhaupt wei-
ter Staatssekretär in Berlin würde blei-
ben können. Er konnte nicht. In der
Wochenzeitung „Freitag“ wird ein Insi-
der zitiert, bei der letzten Sondierung
habe neben Matschie auch Machnig
durch „inhaltsleere Fokussierung auf
Personal- und Machtfragen viel politi-
sches Geschirr im rot-rot-grünen La-
ger zerschlagen“. Natürlich: sein Ziel,
Wirtschaftsminister zu werden, war in
greifbare Nähe gerückt.

Während Sigmar Gabriel, der desi-
gnierte SPD-Vorsitzende, nach dem
Wahldesaster links blinkte, bogen sei-
ne Parteifreunde in Erfurt rechts ab.
Das ist einerseits die typische Schizo-
phrenie der SPD, inzwischen einzig sta-
biles Element einer unberechenbaren
Partei. Kaum vorstellbar allerdings,
dass Matschie, bundespolitisch nur
„Leichtmatrose“, denAlleingang wag-
te, ohne Gabriels Spezi Machnig. Mat-
schie dürfte sich übrigens noch wun-
dern, wen er sich da an Bord geholt
hat. Als in der SPD in Thüringen die
Kritik an der Entscheidung pro CDU
laut wurde, meldete die TLZ, „Machnig
bekräftigte (...), dass der Landesvor-
stand am eingeschlagenen Kurs fest-
halte und die Koalitionsgespräche mit
der CDU weiterführen werde“. Dabei
gehörte der demVorstand gar nicht an...

In der märchenhaften Handlung des
„Kriegs der Sterne“ wendet sich Darth
Vader am Ende von der dunklen Seite
ab, tötet den bösen Imperator und op-
fert sich, für seine Kinder, für die Frei-
heit des Universums.Von Machnig darf
ähnlicher Altruismus nicht erwartet
werden. Wenn die Koalition mit der
CDU gescheitert ist, verschwindet er
wieder aus Thüringen. Die Karriere
muss schließlich weitergehen.

Stefan Wogawa

Mit Verweis auf die Veröffentli-
chung des E-Mail-Verkehrs eines
NPD-Funktionärs aus Jena durch ei-
ne antifaschistische Initiative erklär-
te MdL Katharina König, dass die
bereits imJanuargeäußerteKritikder
LINKEN an dem journalistischen
Verständnis der studentischen Zeit-
schrift Unique und insbesondere ih-
resChefredakteursberechtigtwaren.
Sollten sich die Indizien bestätigen,
dassderChefredakteur,deraufgrund
derVeröffentlichung zurückgetreten
seinsoll, überdieUniquesowohlder
NPD als auch eines der Hamas nahe
stehenden Antisemiten ein Podium
gebotenhabensoll, seidiesein„mas-
siver Missbrauch studentischer Me-
dienstrukturen zwecks politischer
Unterwanderung von Rechtsaußen.
SolcheVersuchederVereinnahmung
durch Rechtsextreme müssen unter
allen Umständen verhindert wer-
den“.MitBlickaufdiefinanzielleUn-
terstützung von Unique durch die
Studentenräte der FSU, der FH Jena
und durch das Studentenwerk Thü-
ringen fordert sie Konsequenzen.

Mit Blick auf die Diskussion um
einen‚NPD-freundlichen’Kommen-
tar inderZeitschrift „Polizeispiegel“
der Deutschen Polizeigewerkschaft
(DPolG) forderte Martina Renner,
stellvertretende Fraktionsvorsitzen-
de der LINKEN, „dass sich die Poli-
zeiwiedieInteressenvertretungenei-
nerklarenAbgrenzunggegenrechts-
extremes Gedankengut, Personen
und Organisationen versichern müs-
sen“. Mangelnde Sensibilität und
Konsequenz unterstreiche noch ein-
mal die Notwendigkeit, der Ausein-
andersetzung mit Rechtsextremis-
mus in der Ausbildung, Arbeit und
Interessenvertretung der Polizei ei-
nen neuen Stellenwert zuzumessen
und etwaigen Problemen innerhalb
der Strukturen offen und entschlos-
sen zu begegnen. Der Thüringer
Landesvorsitzende der rechtskon-
servativen DSU habe in der Vergan-
genheit bereits in Publikationen der
DPolG Grußworte verfasst und die-
seauchalsFördermitgliedderDPolG
unterzeichnet.

Konsequenzen gefordert

Gegen Rechtsextremismus
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Auch das noch!
Unter dieser Rubrik spießt Stefan

Wogawa kurz, bündig und satirisch
die wichtigen und weniger wichti-
gen Dinge des Lebens auf:

Gut gemeint
„Das Gegenteil von gut ist nicht

böse, sondern gut gemeint“, hat
Kurt Tucholsky formuliert. Matthi-
as Platzeck, Brandenburgs Mini-
sterpräsident, meint es wahrschein-
lichgutmit seinemBeitrag imNach-
richtenmagazin „Der Spiegel“.

Versöhnung fordert er, Versöh-
nung der gesamtdeutschen Gesell-
schaftmitfrüherenSED-Mitgliedern.
Auch eine Integrationsleistung der
Gesellschaft stehe aus, so Platzeck.
Natürlich meint der es auch gut mit
sich selbst: er hat sich für eine Koali-
tion mit der LINKEN entschieden
und der CDU einen Korb gegeben.

In seiner Argumentation ver-
greift sich Platzeck dramatisch – es
bleibt einem fast die Luft weg. Er
zieht als Vergleich ausgerechnet
einTreffen des einstigen SPD-Vor-
sitzenden Kurt Schumacher mit
Mitgliedern der Waffen-SS heran.
Es hagelt Kritik, aus allen Richtun-
gen. Wie die des stellvertretenden
CDU-Vorsitzenden in Branden-
burg, Sven Petke. Der hebt hervor,
Platzeck werde weder ehemaligen
SED-Mitgliedern noch heutigen
Politikern der LINKEN gerecht.

Nun muss man denVorstoß nicht
überbewerten. Er soll Platzeck scha-
den, nicht der LINKEN nutzen. Die
CDU hat in den letzten 20 Jahren
stets dafür gesorgt, dass in der ver-
öffentlichten Meinung die DDR als
ebenso negativ dargestellt wird wie
Nazideutschland. Nicht selten so-
gar als negativer. Auch deshalb
springt die Medienmaschine sofort
an. Beim Berliner „Tagesspiegel“
übernimmt das Malte Lehming, der
leitende Redakteur. Mit Freude, darf
manvermuten.ErverwirftPlatzecks
Vergleich – denn der bevorteile die
LINKE. „Die meisten Ex-Nazis, die
im Nachkriegswestdeutschland in
Amt und Würden kamen, wollten
keine Nazis mehr sein“, behauptet
Lehming. Der Deutungsversuch
des Berliner Medien-Lemmings ist
nicht das Problem. Irgendwann
kippt die gleichgeschaltete Karawa-
ne sowieso über den Klippenrand.
DochPlatzecksitzt imMomentzwi-
schen allen Stühlen.

Erneut ist bei den Hartz-IV-Verfah-
ren an den Sozialgerichten in Thü-

ringen ein Anstieg zu verzeichnen –
und zwar um nochmals 25 Prozent. Mit
Blick auf die Oktober-Sitzung des Bun-
desrates, bei der es auch um die Situa-
tion an den Sozialgerichten ging, er-
neuert Ralf Hauboldt, justizpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE, die Forde-
rung nach Änderungen bei den Hartz-
IV-Regelungen zur möglichst zeitnahen
Entlastung der Sozialgerichte. „Hartz
IV ist als ,Armut per Gesetz’ nicht nur
sozialpolitisch eine Katastrophe, die
schleunigst beendet werden muss. Die
rechtliche Regelung ist auch hand-
werklich miserabel gemacht. Sie wur-
de in einer Nacht- und Nebelaktion mit
heißer Nadel gestrickt“, so Hauboldt.
Das räche sich seit langem zulasten der
betroffenen Bürger.

Vorschläge zur Neuformulierung
der Regelungen

Die Vorschriften seien unklar und
kompliziert formuliert,Auslegung und
Anwendung von Begriffen und die
Berechnungsmethoden seien selbst
für Behörden oft undurchschaubar,
moniert Hauboldt. Vor allem auch die
Regelungen zur Bedarfsgemeinschaft
müssten einer Revision unterzogen
werden. So müsse jede(r) Unterstüt-
zungsbedürftige eigenständige Leis-
tungsansprüche erhalten, fordert der
LINKE-Abgeordnete.

Seit einiger Zeit schon liegen Ergeb-
nisse einer „Praktiker-Arbeitsgruppe“
– bestehend aus Richtern der Länder
Bremen, Hamburg, Niedersachsen und
Sachsen-Anhalt – vor, die sich insbe-
sondere auf Untersuchungen an den
Sozialgerichten stützen. Sie belegen
die langjährigen Forderungen der LIN-
KEN nach Änderung der rechtlichen
Regelungen, um eine dauerhafte Ent-
lastung der Gerichte zu bewirken. Die
Arbeitsgruppe macht recht konkrete
Vorschläge zur Neuformulierung von
Regelungen. Die Vorarbeit für die Er-
stellung von Gesetzesvorschlägen
liegt damit vor.

Nur aktionistisches Schaulaufen

Ralf Hauboldt kritisiert, dass die
neueste Initiative der Bundesländer
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt im
Bundesrat zu Hartz IV und Sozialge-
richten zu kurz greift. „Im Rahmen der
Sitzung des Bundesrates stand zu die-
sem Problem nur ein Entschließungs-
antrag zur Debatte, obwohl die Länder
in den Bundesrat auch eigene Gesetz-
entwürfe zur Änderung von Hartz IV
einbringen können. Stattdessen wird
die Verantwortung auf die neue Bun-
desregierung abgeschoben. Der An-
trag ist offensichtlich nur aktionisti-
sches Schaulaufen.“

Der LINKEN-Politiker fordert die

Eine sozialpolitische Katastrophe,
die beendet werden muss
Hartz IV auf dem Prüfstand – Gerichte wollen Änderungen von SGB-II-Regelungen

Thüringer Landesregierung auf, im
Bundesrat mit dem Ziel konkreter Ge-
setzesänderungen aktiv zu werden
und erinnert daran, dass vor einiger
Zeit auch die CDU-Landesregierung
solchen Änderungsbedarf bei Hartz-
IV-Regelungen bejaht hat. Trotzdem
habe sich die CDU-Landesregierung
nicht an dem Länderantrag beteiligt
und sich auch in der Bundesratsde-
batte nicht geäußert. Außerdem müs-
se Thüringen auch entsprechend auf
der im November stattfindenden
Herbstkonferenz der Justizminister
agieren, dort stehe das Thema eben-
falls zur Beratung an. Im Rahmen der
Novellierung müsse erreicht werden,
dass tatsächlich den Betroffenen ge-
holfen werde. Trotz dieser, auf zeitna-
he Wirkung ausgelegten ‚Reparatur-
Vorschläge’bleibe aber das mittel- bzw.
langfristige Ziel der LINKEN die Über-
windung von Hartz IV.

Hartz IV und Menschenwürde

In wenigen Wochen könnte nun auch
verfassungsrechtlich bestätigt werden,
dass Hartz IVArmut per Gesetz ist und
nicht zur Sicherung einer menschen-
würdigen Existenz taugt.Am 20. Okto-
ber verhandelte das Bundesverfas-
sungsgericht drei Verfahren, die ihm
vom Bundessozialgericht bzw. dem
Landessozialgericht Hessen zur Über-
prüfung vorgelegt wurden. Beide Ge-
richte begründen ihre Vorlage damit,
dass die Hartz-IV-Regelsätze – insbe-
sondere für Kinder – nicht das Exi-
stenzminimum abdecken, das jedem
Menschen vom Grundgesetz durch
Artikel 1 (Menschenwürdegarantie)
und Artikel 20 (Sozialstaatsgebot) ga-
rantiert wird.

Grundrecht auf Gewährleistung
eines menschenwürdigen
Existenzminimums

Die Richter ließen durchblicken,
dass sie sich im Rahmen des Verfah-
rens auch damit befassen wollen, ob
und wie man aus diesen Vorschriften
ein „Grundrecht auf Gewährleistung
eines menschenwürdigen Existenzmi-
nimums“ ableiten kann. Käme es dazu,
wäre das eine spürbare Fortentwick-
lung des „sozialen Schutzbereichs“ des
Grundgesetzes. Dass hier die Verfas-
sungsrichter so genannte „Rechtsfort-
bildung“ betreiben müssen, zeigt aber
auch: das Grundgesetz braucht in Sa-
chen sozialer Grundrechte und Staats-
zielbestimmungen (verbindliche sozia-
le Handlungsaufträge an den Staat)
dringend einen Ausbau durch den Ge-
setzgeber.

In diesem Sinne hatte die Bundes-
tagsfraktion der LINKEN noch vor
Ende der Wahlperiode – auch als poli-
tisches Signal für die Zeit nach der
Wahl – Gesetzesvorschläge zu sozia-

len Grundrechten und Staatszielen ins
Parlament eingebracht und wird in der
neuen Wahlperiode daran weiterarbei-
ten. In dem Verfahren in Karlsruhe
muss nun geklärt werden, wie das Exi-
stenzminimum definiert wird und zwar
nicht nur das für Kinder. In der münd-
lichen Verhandlung gab es zahlreiche
kritische Fragen der Richter.

Nach einem politischen
Wunschkatalog

Sie nahmen insbesondere unter die
Lupe, nach welchen Kriterien der Ge-
setzgeber die Höhe der Regelsätze be-
rechnet und festgelegt hat. Vom Ge-
richt werden dazu auch Gutachten von
Sozialverbänden ausgewertet, die aus-
führlich belegen, dass die Regelsätze
nicht ausreichen, den täglichen Bedarf
zum (menschenwürdigen) Leben zu
decken. DieVertreter der Bundesregie-
rung konnten offensichtlich darauf nur
unzureichende und unbefriedigende
Antworten geben.

Fachkundige Beobachter sprechen
davon, dass deutlich geworden sei, es
handle sich bei den Regelsätzen eher
um Festsetzungen nach einem politi-
schen Wunschkatalog, jedoch nicht
um Zahlen, die wirklich seriös auf
Grundlage von statistischen, ökono-
mischen und soziologischen Erhebun-
gen und Untersuchungen errechnet
worden seien.

Steuerfreies Existenzminimum

Sollten die Klagen in Karlsruhe Er-
folg haben, dann könnten Betroffene
mit Verweis auf das Urteil eine Abän-
derung ihrer Bescheide verlangen, mit
einem so genannten ,Überprüfungsan-
trag’ auch für zurückliegende Zeiträu-
me. Das Urteil hätte dann aber auch
Auswirkungen weit über Hartz IV hin-
aus. So müssten z.B. auch die finanziel-
le Mindestabsicherung für Rentenbe-
zieher („Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung“) und das steu-
erfreie Existenzminimum im Steuerrecht
angehoben werden.

Sandra Steck


